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Kreisverwaltung Trier-Saarburg        Trier, 27.08.2026 
Geschäftsbereich III   Abteilung: GB III 

___________________________________________________________________ 

     

BESCHLUSSVORLAGE 
(Nr. 0294/2026) 

 

 

Beratungsfolge Sitzungstermin  Behandlung 

Ausschuss für den öffentlichen 
Personennahverkehr 

08.09.2026 öffentlich 

 

Anforderungsprofil für einen regionalen Nahverkehrsplan 

 

Sachverhalt: 

 

Mit Beschluss Nr. 6.8/2026 der Verbandsversammlung des ZV VRT vom 25. März 
2026 wurde die Geschäftsstelle des ZV VRT beauftragt, die Arbeiten zur 

Fortschreibung des regionalen Nahverkehrsplans wieder aufzunehmen. Für den 
lokalen Nahverkehrsplan wurde in der Sitzung des Ausschusses für den öffentlichen 
Personennahverkehr vom 13.03.2026 berichtet (Vorlage 0073/2026) 

 
Hintergrund und Sachstand 
 

Bereits vor über zehn Jahren zeichnete sich ab, dass soziökonomische, 
demographische und verkehrliche Entwicklungen Einfluss auf das ÖPNV-System in 

seiner Gesamtheit haben werden. Aus diesem Grund wurde das ÖPNV-Konzept 
Rheinland-Pfalz Nord, gemeinsam mit den Kreisen und der Stadt Trier, dem SPNV-
Nord, dem Land und den beiden Verkehrsverbünden VRT und VRM entwickelt und in 

den folgenden Jahren sukzessive umgesetzt.  
Die im ÖPNV-Konzept 2015 beschriebenen strukturellen Herausforderungen sind 

auch im Jahr 2026 weiterhin prägend. Die seinerzeit festgestellten Entwicklungen 
haben sich seither überwiegend verstetigt oder sogar verstärkt.  
Hierzu zählen insbesondere: 

• Die Sicherstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im ländlichen Raum ist in den 

vergangenen Jahren immer schwieriger geworden, was sich gerade bei der ärztlichen 
Versorgung besonders drastisch zeigt.  

• Rückgänge bei den Einwohnerzahlen vor allem in den ländlichen Gebieten abseits der 

großräumigen Verkehrs- und Siedlungsachsen, wodurch die kleinräumige 
Daseinsvorsorge, wie Einkaufsmöglichkeiten, ebenfalls schwinden. Mit sinkenden 

Einwohnerzahlen nimmt die Wirtschaftlichkeit einer ÖPNV-Bedienung dieser Orte ab, 

obgleich die weiteren Wege zum Arzt oder Einkauf eine ÖPNV-Anbindung für immer 

mehr Menschen erforderlich macht.  

• Die Zunahme des Anteils älterer Menschen mit anderen Bedürfnissen an ihre 

aktionsräumlichen Aktivitäten, sowie Menschen verschiedenen Alters und 

sozioökonomischen Status, die keinen Pkw besitzen oder nutzen möchten. 

• Die Notwendigkeit eine klimaverträgliche und ressourcenschonende Mobilität abseits des 

motorisierten Individualverkehrs zu ermöglichen.    
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• Die Abnahme der Anzahl an Schülerinnen und Schüler, die jedoch insgesamt (u. a. 
aufgrund freier Schulwahl) zu unterschiedlicheren Standorten, auch mit höheren 

Reiseweiten und zu verschiedenen Zeiten befördert werden müssen;  

• gleichzeitig sind aber auch Bevölkerungszuwächse und steigende Schülerzahlen 
insbesondere im Verdichtungsraum um Trier zu beobachten, die in den 

Hauptverkehrszeiten zusätzliche Fahrzeug- und Personalkapazitäten erfordern, was nicht 

nur deutliche Sprungkosten verursacht, sondern in den letzten Jahren aufgrund des 
Fachkräftemangels auch immer schwieriger zu realisieren ist. 

• Steigenden Kosten der Betriebsdurchführung im Busverkehr, die durch Ticketeinnahmen 

nicht mehr ausreichend gedeckt werden können, wodurch auch schon vor der 

Umsetzung des ÖPNV-Konzepts und Ausschreibung der Linienbündel zahlreiche zuvor 
eigenwirtschaftlich erbrachte ÖPNV-Leistungen auf Zuschüsse der öffentlichen Hand 

angewiesen waren.  

• Gleichwohl machen die defizitären Haushalte der letzten Jahre bei den Aufgabenträgern 
mehr denn je eine wirtschaftliche Ausgestaltung des öffentlichen Verkehrsangebots 

erforderlich.  

Gerade für den ländlichen Raum lassen die vorstehenden Entwicklungen somit 

negative Auswirkungen für den ÖPNV und damit die Daseinsvorsorge erwarten. 
Wenn man sich vor Augen führt, dass von rd. 550.000 Einwohner im Gebiet des VRT 

nur rd. 20 Prozent im hochverdichteten Raum des Oberzentrums Trier und etwa 
ebenso viele im Verdichtungsraum rund um Trier (dies sind die Verbandsgemeinden 
Konz, Ruwer, Schweich und Trier-Land; vgl. die Karte auf Seite 8 der Anlage) leben, 

wird deutlich, dass der mit Abstand größte Teil – ca. 60 Prozent der Bevölkerung – 
im ländlichen Raum lebt. Demnach ist der größte Teil der Bevölkerung im VRT von 

der vorstehend skizzierten Entwicklung direkt oder indirekt betroffen. Je nach 
Zentralität seines Wohnortes zwar unterschiedlich stark, aber dennoch wird deutlich, 
wie relevant der ÖPNV gerade im ländlichen Raum ist.   

 
Warum ein verlässliches Grundangebot erforderlich ist 

 
Die Erkenntnis, dass der ÖPNV nicht mehr ausschließlich auf die Beförderung von 
Schülerinnen und Schülern ausgerichtet werden kann, sondern vielmehr als 

Bestandteil der öffentlichen Daseinsvorsorge eine verlässliche 
Mobilitätsgrundversorgung für die Gesamtbevölkerung sicherstellen muss, hat auch 

wirtschaftliche Hintergründe.  
Auf den ersten Blick erscheint eine Reduzierung des Verkehrsangebots auf einen 
überwiegend schulbezogenen, bedarfsorientierten Verkehr wirtschaftlicher. Eine 

vertiefte Betrachtung zeigt jedoch, dass dies häufig nicht der Fall ist. Ein 
ausschließlich am Schülerverkehr orientiertes Angebot führt zwangsläufig zu: 

• einer sehr geringen Fahrzeugauslastung außerhalb der Schulzeiten, d. h. ein 
ganztägiges Vorhalten von Fahrzeugen, Personal und Betriebsinfrastruktur, die sich an 

den Spitzenzeiten der Schülerbeförderung bemisst, aber nur für die Wege von und zur 

Schule eingesetzt wird, 

• langen Pausenzeiten des Fahrpersonals, die häufig in dieser Zeit dennoch bezahlt 

werden müssen, 

• einer erheblichen Abhängigkeit von einer sinkenden Zahl von Schülerinnen und Schülern, 

• dem Verlust anderer Fahrgastgruppen, 

• sinkenden Einnahmen aus dem Jedermann-Verkehr,  

• steigenden Zuschussbedarfen je beförderter Person, 

• einem Abhängen des ländlichen Raumes vom ÖPNV. 



 

 - 3 - 

Demgegenüber ermöglicht ein vertaktetes Grundangebot, wie mit dem ÖPNV-
Konzept erstmals umgesetzt, die Bündelung unterschiedlicher Nachfragegruppen auf 
denselben Fahrten. Berufspendelnde, Auszubildende, Seniorinnen und Senioren, 

Freizeitverkehr sowie Schülerverkehr nutzen dabei dieselbe Infrastruktur und 
dieselben Fahrten. Die Fixkosten des Verkehrssystems verteilen sich somit auf eine 

deutlich größere Anzahl von Fahrgästen.  
Eine grundlegende Planungsprämisse für das angebotsorientierte Takt-Angebot ist, 
dass hierdurch nie mehr Fahrzeuge einzuplanen sind, als die ohnehin in den 

Hauptverkehrszeiten (Schülerspitzen) benötigte Fahrzeuganzahl. Im Gegenteil – die 
über den Tag verteilten Taktfahrten werden meist von einer deutlich geringeren 

Fahrzeuganzahl erbracht, welche durch die schulbezogenen Fahrten bereits 
vorhanden ist. Punktuell werden hierfür in Tagesrandzeiten oder am Wochenende 
zwar kleinere Fahrzeuge eingesetzt, wenn diese Fahrzeuge aber nicht ohnehin für 

bspw. Fahrten zu Grundschulen in der Hauptverkehrszeit benötigt werden, kann es 
wirtschaftlicher sein, auf zusätzliche kleinere Fahrzeuge zu verzichten und 

stattdessen die ohnehin vorhandenen Busse auch in Zeiten schwächerer Nachfrage 
einzusetzen.  
Bei dem im VRT zwischenzeitlich voll etablierten und sehr gut nachgefragten 1 Ruf-

Angebot handelt es sich ebenfalls um ein vertaktetes und angebotsorientiertes (vs. 
bedarfsorientiertes) Grundangebot, das aber bedarfsgesteuert, d. h. nur bei 

vorheriger Buchung fährt. Ein RufAngebot innerhalb eines Linienbündels vorzuhalten 
verursacht gegenüber dem vorstehend beschriebenen regulären Busangebot 
zunächst zusätzliche Kosten für Fahrzeuge und bspw. Bereitschaftszeiten. Da die im 

Fahrplan des RufBusses angegebenen Fahrten nur nach vorheriger 
Bedarfsanmeldung durchgeführt werden, ist der Aufwand insgesamt geringer als bei 
einem regulären Bus. Der Preis je gefahrenem Kilometer liegt beim RufBus zwar 

teilweise höher, insgesamt fallen die Kosten aufgrund des geringeren Umfangs der 
erbrachten Fahrten jedoch niedriger aus. Es wird nur die Fahrt finanziert, die auch 

tatsächlich stattfindet. 
Die Integration des Ruf-Angebots in die Ausschreibung eines Linienbündels 
ermöglicht den Verkehrsunternehmen zudem Synergien, bspw. weil ohnehin eine 

Disposition für den Busverkehr vorgehalten werden muss oder Fahrpersonale 
bereitstehen, die auch für das Ruf-Angebot genutzt werden kann. Da die RufBusse 

zudem als Teil des Gesamtnetzes geplant sind, fungieren sie auch als Zu - und 
Abbringer zu den regulären Buslinien und führen auch auf diesen Linien zu einer 
höheren Nachfrage.  Daher ist ein getaktetes Ruf-Angebot in Zeiten oder Räumen 

schwacher Nachfrage trotz zunächst höherer Kosten, u. a. für die zusätzlichen 
kleineren Fahrzeuge, genau das richtige Angebot. Die gute Nachfrage des 

RufBusses bestätigt zudem, dass diese Angebotsform auch kundeseitig gerne 
genutzt wird. 
Das mit dem ÖPNV-Konzept eingeführte angebotsorientierte, teils aber 

bedarfsgesteuerte, Verkehrsangebot hat somit die Mobilitätschancen im Gebiet des 
VRT in den letzten Jahren deutlich verbessert. Nun gilt es, das Erreichte auch im 

Rahmen des Nahverkehrsplans und hier insbesondere des Anforderungsprofils zu 
verstetigen und weiter zu optimieren.  
 

Fortschreibung des regionalen Nahverkehrsplans – Rolle des 
Anforderungsprofil 

 
 

1  Zur Nachfrageentwicklung der RufBusse siehe auch Präsentation der Verbandsversammlung vom 25. März 
2026 zum TOP 9 Nachfrageentwicklung 2025. 
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Das Anforderungsprofil ist ein wesentlicher Baustein des Nahverkehrsplans und 
bildet die grundlegende fachliche und strategische Basis für die Fortschreibung des 
regionalen Nahverkehrsplans im Verkehrsverbund Region Trier (VRT). Es definiert 

die wesentlichen Ziele, Qualitätsstandards und Anforderungen an die zukünftige 
Ausgestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) im Verbundgebiet und 

schafft damit einen einheitlichen Rahmen für alle Aufgabenträger sowie deren lokale 
Nahverkehrspläne.  
Wie in der Verbandsversammlung am 25. März 2026 angekündigt, erfolgte die 

Erarbeitung des vorliegenden Entwurfs des Anforderungsprofils (Anlage) daher in 
enger Abstimmung mit den Verwaltungen der Aufgabenträgern.  

 
Was wird mit dem Anforderungsprofil festgelegt? 
 

Die hierin gemeinsam mit den Aufgabenträgern entwickelten Ziele legen für den 
Verbundraum fest, 

• welche Rolle der ÖPNV zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse und zur 
Daseinsvorsorge beitragen soll, 

• welche Qualitätsstandards und Anforderungen künftig gelten sollen und 

• welche Mindestanforderungen seitens der Aufgabenträger hierfür als „ausreichend“ 
im Sinne des § 8 Abs. 3 PBefG erachtet werden. 

Die Berücksichtigung sämtlicher Verkehrsträger des ÖPNV im Anforderungsprofil ist 
Voraussetzung für die Festlegung eines Verkehrsangebotes, das Umfang und 
Qualität der Verkehrsdienstleistungen im Sinne einer „ausreichenden den 

Grundsätzen des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit entsprechenden Bedienung 
der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr“ 

(PBefG § 8 Abs. 3) verbindlich beschreibt.  
Auf dieser Grundlage werden die Leistungsanforderungen definiert, die sowohl bei 
wettbewerblichen Vergabeverfahren als auch bei Direktvergaben die vertragliche 

Ausgestaltung zwischen Aufgabenträgern und Verkehrsunternehmen bestimmen. 
In der als Anlage beigefügten Kurzfassung wird das Anforderungsprofil in 

komprimierter Form dargestellt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf denjenigen 
Anforderungen und Festlegungen, die nicht bereits unmittelbar durch gesetzliche 
Regelungen oder den Landesnahverkehrsplan Rheinland-Pfalz (LNVP) vorgegeben 

sind, sondern im Rahmen der Planungshoheit der Aufgabenträger des 
Zweckverbandes VRT gestaltet werden können. 

Hierbei ist allerdings zu beachten, dass ein Großteil der verbundweiten 
Anforderungen bereits im Zusammenhang mit der 1. Ausschreibung der Linienbündel 
beschlossen wurden. Diese Mindestanforderungen, welche sich in der Praxis 

bewährt haben, sollen daher nicht unterschritten werden. Allerdings gilt es nunmehr 
auch im Rahmen des regionalen Nahverkehrsplans diese festzuhalten und – wo 

erforderlich – die bisherigen Mindestanforderungen an die zwischenzeitlich 
erreichten höheren Standards (z.B. Ausstattung von rd. der Hälfte der Busse mit 
automatischen Fahrgastzählsystemen) anzupassen bzw. das erreichte 

Angebotsniveau im gesamten Verbundgebiet – in Abhängigkeit von der jeweiligen 
Raumstruktur – zu harmonisieren. Die ergänzten „Mindestanforderungen an die 

Fahrzeuge“ sind in einer tabellarischen Übersicht in Anlage 2 zu TOP 10 enthalten.  
 
Wie geht es nach der heutigen Beratung weiter? 

Der gesamte regionale, d. h. verbundweite, Nahverkehrsplan kann grob in folgende 
Kapitel unterteilt werden: 

(A) Einleitung und übergeordneter Rechtsrahmen  
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(B) Bestandsaufnahme  
Erläuterungen zu u.a. Raum- und Siedlungsstruktur, raumstruktureller Gliederung, 

Bevölkerungsentwicklung, ausgewählte Strukturdaten sowie Verkehrsnetz und 

Bestandsangebot im ÖPNV („Ist-Zustand“) 
(C) Anforderungsprofil 

Definiert die wesentlichen Ziele, Qualitätsstandards und Anforderungen an die 

zukünftige Ausgestaltung des ÖPNV in Abhängigkeit des Rechtsrahmens und von der 
finanziellen Leistungsfähigkeit („Soll-Zustand“) 

(D) Schwachstellenanalyse 

Vergleich von Soll- und Ist-Zustand um das bestehenden ÖPNV-Systems mit dem 

Soll-Zustand gemäß den Vorgaben aus dem Anforderungsprofil in Relation zu setzen. 
(E) Angebotskonzept 

Für identifizierte Schwachstellen werden im Angebotskonzept planerische Maßnahme 

erarbeitet. In den lokalen Nahverkehrsplänen hat insb. das 
Haltestellenausbaukonzept gem. LNVP hier eine besondere Bedeutung mit Blick auf 

die Barrierefreiheit.  

(F) Maßnahmenwirkung und -bewertung  

Fachliche Prioritätenreihung, um die Maßnahmen hinsichtlich ihrer Wirkung aus 
Nachfragesicht zu bewerten.   

 

Die Kapitel 1 bis 3 werden für die lokalen Nahverkehrspläne der Aufgabenträger, die 

gem. § 12 NVG erforderlich sind, übernommen und können, sofern gewünscht, um 
rein lokale Anforderungen ergänzt werden.  

Auf dieser Grundlage werden anschließend die verbundweiten und lokalen 
Schwachstellen analysiert. Darauf aufbauend wird das Angebotskonzept entwickelt. 
Die Kapitel 4 und 5 sind dabei vorrangig in den lokalen Nahverkehrsplänen zu 

erarbeiten. Insbesondere das gemäß LNVP umzusetzende 
Haltestellenausbaukonzept wird lokal zu erarbeiten sein. Eine abschließende 

Maßnahmenwirkung und -bewertung erfolgt sowohl für verbundweite Belange im 
regionalen und für lokale Belange in den jeweiligen lokalen Nahverkehrsplänen. 
 

Warum soll das Anforderungsprofil bereits jetzt beschlossen werden? 
 

Das nun vorliegende Anforderungsprofil bildet die Grundlage für die weiteren 
Arbeitsschritte, insbesondere für die Durchführung der erforderlichen 
Schwachstellenanalysen, die Erarbeitung des Angebotskonzeptes sowie die 

anschließende Durchführung des gesetzlich vorgeschriebenen 
Beteiligungsverfahrens. 

Die auf das Anforderungsprofil folgenden Planungsschritte bauen somit inhaltlich 
unmittelbar auf den hierin festgelegten Standards und Zielsetzungen auf. Eine 
nachträgliche Änderung dieser gemeinsamen Anforderungen würde ggf. 

umfangreiche Überarbeitungen erforderlich machen, die die Fertigstellung des 
regionalen Nahverkehrsplans sowie der lokalen Nahverkehrspläne erheblich 

verzögern. 
Diese Anforderungen sollen daher nicht erst im Rahmen des finalen 
Anhörungsverfahrens zum gesamten regionalen Nahverkehrsplan den politischen 

Gremien vorgelegt werden, sondern – wie bereits im Beschluss in der 
Verbandsversammlung im März 2026 angekündigt – vorgezogen und auch seitens 

der Gremien der Aufgabenträger beraten und beschlossen werden. 
Wichtig ist dabei: Mit der heutigen Beratung wird nicht der vollständige regionale 
Nahverkehrsplan beschlossen. Vielmehr werden die planerischen 
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Grundsatzentscheidungen und Mindestanforderungen festgelegt, auf denen die 
weiteren Planungsschritte aufbauen. Das anschließende Beteiligungs- und 
Anhörungsverfahren zum vollständigen Nahverkehrsplan bleibt davon unberührt. 

 
 

 
Ziel des vorliegenden Beschlussvorschlages 
 

Mit dem vorliegenden Anforderungsprofil soll frühzeitig gemeinsam mit den 
Aufgabenträgern ein verbindlicher Rahmen für ein ÖPNV-Grundangebot und 

einheitliche Qualitätsstandards als künftig gemeinsamer Mindeststandard im 
Verbundraum geschaffen werden. 
Dabei gilt die Prämisse, dass die Anforderungen nicht hinter den heutigen Standard 

zurückfallen sollen. Mit dem Beschluss über das Anforderungsprofil wird somit die 
fachliche Grundlage geschaffen, um das im VRT erreichte ÖPNV-Grundangebot zu 

erhalten, wo erforderlich nachzubessern und gezielt weiterzuentwickeln. Gleichzeitig 
wird ermöglicht, die weiteren Arbeitsschritte des regionalen und der lokalen 
Nahverkehrspläne auf einer gemeinsam getragenen planerischen Grundlage effizient 

fortzuführen. 
Abschließend ist festzuhalten, dass durch den Beschluss zum Anforderungsprofil 

folgende Schritte ermöglicht werden: 
• Verstetigung der größtenteils bereits erprobten Qualitätsstandards und 

Mindestanforderungen bei zusätzlicher Flexibilität auf lokaler Ebene 

• Harmonisierung dieser Anforderungen im Verbundgebiet des VRT  

• Zügige und effiziente Erarbeitung des regionalen und der lokalen Nahverkehrspläne 

 

Der Kreisausschuss wird in seiner Sitzung vom 28.09.2026 und der Kreistag in 
seiner Sitzung vom 26.10.2026 über das Anforderungsprofil für den regionalen 

Nahverkehrsplan beraten. 
 
B E S C H L U S S V O R S C H L A G :  

 
Der Ausschuss für den öffentlichen Personennahverkehr empfiehlt dem 

Kreisausschuss und dem Kreistag dem Anforderungsprofil für den regionalen 

Nahverkehrsplan zuzustimmen.  

 
 
 

 
 

 
 
 

 -------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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Anlagen: 

Anforderungsprofil für den regionalen Nahverkehrsplan (Kurzfassung) 
Mindestanforderungen an die Fahrzeuge 
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